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Sterbehilfe: BGH schafft Rechtssicherheit 
Zu der heute verkündeten Entscheidung des Bundesgerichtshofs zur Sterbehilfe erklärt Bun-

desjustizministerin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger:  

 

Die heutige Entscheidung schafft Rechtssicherheit bei einer grundlegenden Frage im Span-

nungsfeld zwischen zulässiger passiver und verbotener aktiver Sterbehilfe. Es geht um das 

Selbstbestimmungsrecht des Menschen und damit um eine Kernfrage menschenwürdigen 

Lebens bis zuletzt.  

 

Mit dem heutigen Urteil hat der Bundesgerichtshof dem Selbstbestimmungsrecht des Men-

schen zu Recht einen besonders hohen Stellenwert eingeräumt. Das Selbstbestimmungs-

recht ist Ausfluss der durch das Grundgesetz geschützten Würde eines jeden Menschen – 

auch des Sterbenden. Die heutige Entscheidung stellt klar: Der freiverantwortlich gefasste 

Wille des Menschen muss in allen Lebenslagen beachtet werden. Es gibt keine Zwangsbe-

handlung gegen den Willen des Menschen. Niemand macht sich strafbar, der dem explizit 

geäußerten oder dem klar festgestellten mutmaßlichen Willen des Patienten, auf lebensver-

längernde Maßnahmen zu verzichten, Beachtung schenkt.  

 

Das heute abgeschlossene Verfahren macht daher auch die Bedeutung von Patientenverfü-

gungen deutlich. Der Deutsche Bundestag hat dazu im vergangenen Jahr eine wegweisende 

Entscheidung getroffen und Patientenverfügungen eine klare rechtliche Grundlage gegeben. 

Patientenverfügungen schaffen in einer schwierigen Phase des Lebens Sicherheit für Patien-

ten, Angehörige, Ärzte und Betreuer. Die Patientenverfügung hilft, dass der freiverantwortlich 

gefasste Wille des Menschen bis zu letzt beachtet werden kann – auch und gerade dann, 

wenn der Mensch nicht mehr entscheidungsfähig ist.  

 


